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Letzigrund-Manager

Kein Grund
für Sanktionen
Die gegen Letzigrund-Mana-
ger Peter Landolt erhobenen
Vorwürfe lassen sich nicht
bestätigen, hat eine Adminis-
trativuntersuchung ergeben.

Im Oktober 2008 wurde dem Mana-
ger des Stadions Letzigrund in diversen
Medien vorgeworfen, er habe wieder-
holt an mit Stadionverbot belegte Fans
Gratistickets verteilt. Durch sein Verhal-
ten habe er zu gewaltsamen Auseinan-
dersetzungen zwischen den Fangruppen
beigetragen. Landolt hatte die Vorwürfe
stets bestritten. Der Vorsteher des Schul-
und Sportdepartements, Gerold Lauber,
ordnete eine unabhängige Administra-
tivuntersuchung an. Der mit der Unter-
suchung beauftragte Anwalt hält nun in
seinem Schlussbericht fest, dass die
Vorwürfe nicht bestätigt wurden.

«Teilweise nicht adäquat»
In Einzelfällen wurde zwar «ein teil-

weise nicht adäquates Verhalten Peter
Landolts festgestellt», wie das städti-
sche Schul- und Sportdepartement am
Montag mitteilte. Dies gelte beispiels-
weise gegenüber bestimmten Fangrup-
pierungen sowie gegenüber einzelnen
Vertretern der Stadtpolizei Zürich. Ge-
samthaft kam der Untersuchungsbeauf-
tragte aber zum Schluss, dass es keinen
Grund und keine Rechtsgrundlage gebe,
gegen den Stadionmanager personal-
rechtliche Sanktionen zu verhängen.
Die allgemeinen Leistungen des Mana-
gers und die Sicherheitslage im Letzi-
grund werden als gut beurteilt.

Die in einigen Medien erwähnte und
mit Bildern dokumentierte «Sami-
chlausparty» von Hooligans im Hard-
turm hatte bereits 2003 stattgefunden.
Damals war Landolt nicht Angestellter
der Stadt. Lauber erfuhr davon 2007.
Nach einer Aussprache wurde schrift-
lich festgehalten, dass der Stadionma-
nager als städtischer Angestellter nicht
an solchen Veranstaltungen teilnehmen
darf und derartige Veranstaltungen im
Stadion Letzigrund untersagt sind. (sda)

Sans-Papiers Fachgruppe soll über Asyl-Härtefälle entscheiden – ein Vorschlag mit Fragezeichen

Betroffene sind mässig zufrieden
Nach dem Gespräch mit den
Sans-Papiers: Der Zürcher
Regierungsrat Hans Hollen-
stein hält an der rigiden Pra-
xis des Migrationsamts fest.
Stattdessen fordert er vom
Bund «klarere Richtlinien».

Roman Hodel

Das Zürcher Migrationsamt soll die
harte Bewilligungspraxis bei Asyl-Härte-
fällen lockern, fordern die Sans-Papiers.
Doch Sicherheitsdirektor Hans Hollen-
stein (CVP) hat kein Gehör dafür: «Es
darf nicht sein, dass wir aufgrund einer
Kirchenbesetzung eine noch junge Praxis
einfach anpassen», sagte er gestern im
Anschluss an eine anderthalbstündige
Aussprache mit Vertretern der Zürcher
Sans-Papiers, des Bleiberechts-Kollektivs
und der reformierten Landeskirche. Er
fordert derweil eine nationale Lösung:
«Der Bund muss klare, einheitliche
Richtlinien für alle Kantone erlassen,
und dafür werde ich mich in Bern einset-
zen.» Momentan bestünden die Richtli-
nien aus offenen Rechtsbegriffen. Auf die
Feststellung, dass Zürich die selbst aufer-
legte Praxis in Eigenregie lockern könnte,
sagte Hollenstein bloss: «Wir schätzen
eine gewisse Vereinheitlichung.»

Erneutes Gesuch ist möglich
Künftig soll sich ohnehin eine neu

zu schaffende Kommission um Härtefäl-

le im Asylbereich kümmern. «Und zwar
eine echte, qualitativ gut bestückte
Fachgruppe mit Vertretern aus allen po-
litischen Lagern», sagte Hollenstein. Er
verspricht sich davon unter anderem ei-
ne Entlastung des Migrationsamtes.
Wann frühestens und ob überhaupt
die Kommission ihre Arbeit aufnehmen
kann, ist allerdings unklar. Denn erst im
März 2007 hatte das Kantonsparlament
eine ähnliche Forderung abgelehnt.

Im Weiteren dürfen Personen, die als
Härtefall abgewiesen wurden, erneut
ein Gesuch einreichen. «Wir werden
dieses im Einzelfall nochmals prüfen»,
sagte Hollenstein. Ein Begehren, das die
Landeskirche laut Kirchenratspräsident
Ruedi Reich «explizit» gewünscht hatte.
Schliesslich will Hollenstein gewissen
Missständen bei der Nothilfepraxis
nachgehen: «Das ist mir auch mensch-
lich wichtig.» Laut Auskünften von

Sans-Papiers fehlten beispielsweise in
einer Unterkunft genügend Betten – an
anderen Orten waren die hygienischen
Verhältnisse prekär.

Auslöser der Kirchenbesetzung und
damit der Aussprache sind die Zahlen
des Zürcher Migrationsamts bei den
Härtefällen abgewiesener Asylbewer-
ber: 2007 wurden nur vier Gesuche
nach Bern geschickt. 2008 gar keines.
Die andern Kantone hatten wesentlich
mehr Gesuche eingereicht. Hollenstein
betitelte dies als «zurückhaltende Pra-
xis» und schob nach: «Dafür war
Zürich bei den Härtefällen von vorläu-
fig aufgenommenen Personen äusserst
grosszügig.» 2007 waren es 745 Ge-
suche, 2008 «ähnlich» viele.

«Wenig gute Nachrichten»
Die Sans-Papiers sind mit dem Re-

sultat der Aussprache mässig zufrie-
den. «Für uns gabs wenig gute Nach-
richten», sagte einer von ihnen gestern
an der vom Bleiberecht-Kollektiv orga-
nisierten Medienkonferenz nach der
Aussprache. «Leider ist Regierungsrat
Hollenstein nicht bereit, die Praxis des
Migrationsamts sofort zu ändern», sag-
te Bleiberecht-Sprecher Stefan Schle-
gel. Enttäuschend sei auch, dass der
Kanton die schikanösen Regeln bei der
Nothilfepraxis beibehalten wolle. «Im-
merhin setzt sich Hollenstein ein für
die Schaffung einer Härtefall-Kommis-
sion.» Ein Fragezeichen setzt «Bleibe-
recht» allerdings hinter die Umsetzung.
Insbesondere weil zum jetzigen Zeit-
punkt unklar sei, wann die Kommis-
sion eingesetzt werden könne und mit
welchen Kompetenzen.

Als positiv wertete Schlegel schliess-
lich, dass alle Personen, deren Härte-
fallgesuch abgelehnt worden ist, ihre
Unterlagen erneut einreichen können.
Der Zürcher Rechtsanwalt Marc Spe-
scha, ein Spezialist für Migrationsrecht,
der die Praxis des Migrationsamts eben-
falls scharf kritisiert, meinte gestern:
«Wir haben jetzt viele wohlklingende
Worte von der Regierung gehört; nun
hoffen ich und die Sans-Papiers, dass
die Härtefall-Kommission auch wirklich
schnell eingeführt wird.» Die rund 100
Sans-Papiers haben noch bis Mittwoch
ein offizielles Bleiberecht in der Kirche
St. Jakob beim Stauffacher.

S-Bahn Kantonsrat gegen Initiative «Halbstündliche S-Bahn für alle»

«Schiene allein ist kein Kriterium»
Prinzipiell soll jeder Zürcher
Bahnhof im Halbstundentakt
erschlossen werden, findet
der Kantonsrat. Im Gesetz will
er das aber nicht verankern.

Von total 176 bestehenden S-Bahn-
höfen im Kanton Zürich werden heute
163 mindestens im Halbstundentakt be-
dient. Auf drei Strecken ist dies noch
nicht der Fall: zwischen Oberglatt und
Bülach, im Tösstal zwischen Bauma und
Rüti sowie zwischen Winterthur und
Stein am Rhein. Anwohner der dortigen
Klein- und Kleinstgemeinden haben
7200 Unterschriften gesammelt und die
Volksinitiative «Halbstündliche S-Bahn
für alle» eingereicht. Im letzten Herbst
hat sich die Kommission für Energie,
Verkehr und Umwelt (Kevu) mehrheit-
lich gegen das Begehren ausgesprochen.
Und gestern hat auch der Kantonsrat be-
schlossen, der Initiative den Gegenvor-
schlag des Regierungsrats vorzuziehen.

Der Tenor im Rat war klar: Das An-
liegen der Initianten sei durchaus be-
rechtigt – den Halbstundentakt aber
gleich im Gesetz zu verankern, das gehe
zu weit. Insbesondere darum, weil der
Regierungsrat einen indirekten Gegen-
vorschlag präsentiert hat, der viele Par-
lamentarier zufriedenstellt. Demzufolge
soll der Halbstundentakt lediglich in
der Angebotsverordnung des Zürcher
Verkehrsverbunds (ZVV) verankert wer-
den. Martin Mossdorf (FDP, Bülach) er-

klärte, dass die Forderungen durch be-
reits geplante Ausbauten in den nächs-
ten Jahren ohnehin grösstenteils erfüllt
würden. «Würde man diese Ausbauten
jetzt für teures Geld vorziehen, würden
andere Investitionen verhindert.»

Volksabstimmung im Mai?
Benno Scherrer-Moser (GLP, Uster)

monierte, dass die Nachfrage das wich-
tigste Kriterium beim Ausbau des öffent-
lichen Verkehrs darstellen müsse. «Eine
bestehende Schiene allein ist kein Argu-
ment für den 30-Minuten-Takt.» Patrick

Hächler (CVP, Gossau) wehrte sich ge-
gen den Vorwurf, der Halbstundentakt
für Kleinstbahnhöfe sei nicht finanzier-
bar: «Das wäre ein wichtiges Zeichen für
unsere Randregionen.»

Hächlers Votum verhallte ungehört.
Der Kantonsrat beschloss mit 118 zu 49
Stimmen, statt der Volksinitiative den
Gegenvorschlag zu unterstützen. Am
nächsten Donnerstag wollen die Initian-
ten nun darüber beraten, ob sie ihr Be-
gehren zurückziehen. Ist dies nicht der
Fall, könnte das Geschäft schon im Mai
an die Urne kommen. (pik)

Halbstundentakt-Initiant Paul Stopper (links), ZVV-Direktor Franz Kagerbauer. (Balz Murer)

KMU-Initiative

Kampf dem
Formularkrieg

Der Kantonsrat will die Unternehmen
von administrativem Aufwand entlasten.
Er sprach sich mit 129 zu 33 Stimmen
für ein entsprechendes Gesetz aus. Die-
ses stellt einen Gegenvorschlag zu einer
vom Gewerbeverband eingereichten
Volksinitiative dar. Sie dürfte zurückge-
zogen werden. Der Gegenvorschlag
schreibt unter anderem vor, dass die Ge-
setzgebung insbesondere den Anliegen
der kleinen und mittleren Unternehmen
(KMU) Rechnung tragen soll. Der Kan-
ton soll zudem dafür sorgen, dass die
Anzahl Amtsstellen, mit denen sich ein
Unternehmen abzugeben hat, möglichst
tief ist. Eine Informations- und Koordina-
tionsstelle soll Auskünfte erteilen und
dem Gesetz Nachachtung verschaffen.

Bei der ersten Lesung des Gesetzes
hatte die SP noch erklärt, sie sei grund-
sätzlich damit einverstanden. Nachdem
die bürgerliche Mehrheit bei der Budget-
beratung 80 Millionen Franken wegge-
strichen habe, könne man nun aber nicht
mehr Ja sagen, erklärte gestern Elisabeth
Derisiotis (SP, Zollikon). Es fehle das
Geld für die nötigen zusätzlichen Stellen.
Die Belastung durch administrative
Überreglementierung sei ohnehin eher
ein «Gewerbeverbands-Phantom». Der
Geschäftsführer des kantonalen Gewer-
beverbandes, Martin Arnold (SVP, Ober-
rieden), warf der SP daraufhin vor, einen
Slalomkurs zu fahren. Kleinunternehmer
Robert Brunner (Grüne, Steinmaur) gab
sich überzeugt, dass das Gesetz keine
Stellenflut beim Kanton auslöse. (abr)

Sicherheitsdirektor Hans Hollenstein (rechts) begrüsst einen Sans-Papier. (key)

Sechs Fraktionen gaben eine Erklärung ab
Die Besetzung der Predigerkirche

durch Sans-Papiers hat gestern im Kan-
tonsrat gleich zu sechs Fraktionserklä-
rungen geführt. Scharf ging SVP-Frakti-
onschef Hans Frei (Regensdorf) mit den
Besetzern ins Gericht. Sie seien von lin-
ken Parteien und Organisationen für
ihre politischen Zwecke missbraucht
worden, führte er aus. Es gehe nicht an,
die ausländerrechtlichen Bestimmun-
gen zu unterlaufen. Regine Sauter (FDP,

Zürich) bedauerte es, dass den Beset-
zern jetzt Gastrecht in einer anderen
Kirche geboten werde. Es sei Aufgabe
des Regierungsrats, das Gesetz zu voll-
ziehen. Christoph Holenstein (CVP, Zü-
rich) gab zu verstehen, ein Bleiberecht
für alle sei eine Illusion, da sie mit der
Rechtsordnung nicht vereinbar sei.

Ganz anders reagierten SP, Grüne
und Alternative: Renate Büchi (SP,
Richterswil) kritisierte die restriktive

Haltung des Kantons Zürich bei der
Anwendung der Härtefall-Klausel. Kas-
par Bütikofer (AL, Zürich) verlangte
unter anderem die Aufhebung des Ar-
beitsverbots für abgewiesene Asyl-
bewerber. Die EVP sieht, wie Lisette
Müller (Knonau) ausführte, die Aktion
als Weckruf an. Sofern die erhobenen
Vorwürfe wegen unwürdiger Behand-
lung zutreffen sollten, müsse eine
Kurskorrektur erfolgen. (abr) Zürcher Kantonsrat

Weitere Ratsgeschäfte
Fall Nef. Der Regierungsrat soll erneut
Fragen zum eingestellten Strafverfahren
gegen Ex-Armeechef Roland Nef beant-
worten. Die SVP hat eine entsprechende
Interpellation eingereicht. Der letzten
September von der Justizdirektion publi-
zierte Bericht über die Strafverfolgung
im Fall Nef sei lückenhaft und nicht neu-
tral, heisst es im Vorstoss. Es wird ein
unabhängiges Gutachten gefordert.
Radio Energy. Der Zürcher Regierungs-
rat muss sich nicht beim Bund für eine
vierte Privatradio-Frequenz im Raum
Zürich/Glarus einsetzen. Der Kantons-
rat hat es mit 89 zu 70 Stimmen abge-
lehnt, ein entsprechendes dringliches
Postulat der SP zu überweisen. Eine
vierte Frequenz würde es dem bald
konzessionslosen Radio Energy ermög-
lichen, weiterzusenden. (sda)


